
5) 23. Juni 1931. (111 337. 30) (Jur.W. 1932 S. 484)

Vberprüfung von Erniessensakten der Verwaltung durch den

ordentlichen Richter - Beamtenrecht.

-r. Gemäß § 155 des Reichsbeamtengesetzes sind die Entscheidungen
der VerWaltungsbehörden darüber, ob und von welchem Zeitpunkt an ein

Reichsbeamter einstweilig oder definitiv in den Ruhestand zu versetzen sei,

für die Beurteilung der vor dem Gericht geltend gemachten Vermögens-
rechtlichen Ansprüche maßgebend. Das schließt aber, wie der erkennende

Senat bereits mehrfach ausgesprochen hat 1), nicht aus, daß ein solcher

s. RGZ. Bd. 103, S. 429; 10.5, S. 196.-
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300 Staats- und Verwaltungsrecht

Beamter im Rechtsweg einen Schadensersatzanspruch mit der Behauptung
verfolgt, seine Versetzung in den einstweiligen Ruhestand sei durch eine
die Behörde zum Schadensersatz verpflichtende schuldhalte Amtspflicht-
verletzung ihrer Beamten verursacht worden.,

2. Der Umfang des richterlichen Prülungsrechtes hinsichtlich der

Zweckmäßigkeit einer Verwaltungsmaßregel ist begrenzt. Ein Schadens-

ersatzanspruch ist aber nicht nur dann gegeben, wenn ein reiner Willkürakt
in Frage kommt, sondern auch dann, wenn dieBehörde unter mißbräuchlicher,
die Grenzen einer sorgfältigen und verständigen Ausübung überschreitender

Anwendung des Ermessens gehandelt hat, wenn der Beamte bei Ausübung
des ihm eingeräumten Ermessens in so hohem Maße lehlsam gehandelt hat,
daß sein Verhalten mit den an eine ordnungsmäßige Verwaltung zu stellenden
Anforderungen schlechterdings unvereinbar ist.
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